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Editorial 
 
Liebe Freundinnen und Freunde des internationalen 
Liberalismus und eines Vereinten Europas, 
 
herzlich willkommen bei der neuesten Ausgabe 
unseres LI-Kuriers, dem Mitgliedermagazin unserer 
Deutschen Gruppe der LI (DGLI)! Wie immer bleibt 
die internationale Politik, wie auch die Europa-Politik 
interessant und wichtig; die Parlaments- und Präsi-
dentenwahlen in Russland sind gelaufen, nun ste-
hen die Präsidentschaftswahlen in den USA  bevor. 
Nachdem die Republikaner mit John McCain ins 
Rennen gehen, bleibt es bei den Demokraten span-
nend: Barack Obama oder Hillary Clinton. Wer wird 
also am 20.01.2009 als 44. US-Präsident ins weiße 
Haus einziehen? Hiervon dürfte die künftige US-
Außenpolitik entscheidend abhängen. 
 
An der Spitze unserer Deutschen Gruppe hat es mit 
den Wahlen auf der Mitgliederversammlung am 19. 
Mai 2007 eine Veränderung gegeben. Dabei wurde 
Herr Patrick Meinhardt MdB zum Nachfolger von 
Markus Löning MdB als Präsident der DGLI ge-
wählt. Zu weiteren Mitgliedern des Präsidiums wur-
den die beiden Vizepräsidenten Dirk Weissleder 
und Dr. Wolfgang Tischler, Manfred R. Eisenbach 
als Generalsekretär, Sandro Schilder als Schatz-
meister sowie als Beisitzer Kerstin Laabs, Michael 
Georg Link, MdB, Lilli Löbsack, der bisherige DGLI-
Präsident Markus Löning, MdB, Walter Ludewig und 
Jonas Renz bestimmt. Weitere Informationen über 
das neue Team LI finden Sie wie immer im Internet 
unter www.dgli.de . 
 
Bild unten, v.l.n.r.: Walter Ludewig, Dirk Weissleder, Man-
fred Eisenbach, Kerstin Laabs, Dr. Wolfgang Tischler, Lilli 
Löbsack und Patrick Meinhardt, MdB. 

 
 
Der alte und der neue Präsident der DGLI: Markus Löning 
und Patrick Meinhardt (v.l.n.r.). 
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In der deutschen Innenpolitik ist nach den Wahlen in 
Niedersachsen, Hessen und Hamburg die Vorwahl-
phase für den nächsten Bundestag angebrochen. 
Für uns in der DGLI werfen überdies die Wahlen 
zum Europäischen Parlament im Juni 2009 ihre 
Schatten voraus. Die DGLI wird mit thematischen 
Beiträgen das Thema Europa bearbeiten wollen. 
 
Nächster Glanzpunkt unserer öffentlichkeitswirksa-
men Arbeit der Deutschen Gruppe der LI (DGLI) 
wird unserer 3. Liberal International Day am 3.Mai 
2008 in Berlin sein. Hierzu erhalten Mitglieder und 
Freunde der DGLI gesondert persönliche Einladun-
gen. 
 
Ich wünsche nun viel Spaß bei der weiteren Lektüre 
der neuesten Ausgabe unseres Mitgliedermagazins 
und freue mich Sie alle Anfang Mai in Berlin zu 
sehen. Im Namen unseres Präsidenten und des 
gesamten Präsidiums grüße ich Sie und Ihre Ange-
hörigen sehr herzlich 
 
Ihr 
 

 
 
Dirk Weissleder, 
Vizepräsident 
 
President´s brief 
 
Lieber Mitglieder der DGLI, 
 
das vergangene Jahr bildete mit Sicherheit 
einen Höhepunkt in der bisherigen Geschichte 
der Deutschen Gruppe der LIBERAL INTER-
NATIONAL und der liberalen Bewegung für ein 
Vereintes Europa. Mit einem eindrucksvollen 
Festakt in Baden-Baden haben wir die 
60jährige erfolgreiche Entwicklung unserer 
Organisation gewürdigt. Vor interessierten 
Mitgliedern und Gästen skizzierte der stellver-
tretende Vorsitzende der FDP-Bundestags-
fraktion Dr. Werner Hoyer in seinem Vortrag 
zum Thema „Die liberale Agenda ist aktueller 
denn je“ die weltweite Bedrohung von Men-
schen- und Bürgerrechten. Dabei nahm er 
insbesondere Russland und den Iran in den 
Focus seiner Ausführungen und betonte in 
diesem Zusammenhang auch die bedeutende 
Rolle Europas als den „Leuchtturm der Frei-
heit“. In Verbindung mit dem 2. Baden-
Badener Dialog bildete unsere Jubiläumsfeier 
so ein eindrucksvolles Plädoyer für den Schutz 
von Freiheitsrechten in Deutschland selbst und 

weltweit. Damit stehen wir auch sechs Jahr-
zehnte nach der Gründung unserer Gruppe in 
der Tradition jener Frauen und Männer, die 
damals bereits ein Zeichen setzen wollten und 
in der Zeit des demokratischen Neubeginns 
liberale Prinzipen zu Maßstäben nicht nur der 
Innen- sondern auch der Außenpolitik machen 
wollten. In diesem Sinne haben unsere libera-
len Außenminister Walter Scheel, Hans-
Dietrich Genscher und Klaus Kinkel die Au-
ßenpolitik der Bundesrepublik Deutschland 
entscheidend geprägt und beeinflusst. West-
bindung, Entspannungspolitik, die Wiederver-
einigung, die europäische Integration und die 
Neupositionierung Deutschlands in der Welt 
sind nur einige Schlagworte für die erfolgreiche 
Politik der liberalen Außenminister. Für die 
DGLI bedeutet dies, dass wir in einer großen 
und verantwortungsvollen Tradition stehen. 
Diese sollte Grundlage und Maßstab unserer 
Arbeit als außen- und europapolitische Vor-
feldorganisation der FDP sein. Darauf aufbau-
end können wir auch in Zukunft Maßstäbe für 
die deutsche Außen- und Europapolitik setzen 
und so die internationale Rolle Deutschlands 
weiter im Sinne der liberalen Außenminister 
mit gestalten. 
 
Für dieses wichtige Vorhaben sollten wir uns 
auch 2008 darum bemühen, weiter unsere 
Mitgliederzahl zu steigern, damit wir auch 
glaubwürdig und effektiv die Ideen und Kon-
zepte liberaler Außenpolitik nach außen vertre-
ten können. In diesem Sinne freue ich mich 
schon jetzt, auf zahlreiche interessante Be-
gegnungen und Gespräche mit Mitgliedern und 
Gästen im Rahmen unserer vielfältigen Veran-
staltungen wie dem bevorstehenden Liberal 
International Day in Berlin. 
 
Mit liberal internationalen Grüßen 
 
Ihr 
 
Patrick Meinhardt, MdB 
 

 DGLI-Präsident 
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+++ 

 
Liberal International Day 2007 
 
Am 19. Mai 2007 fand nun schon zum zweiten Mal 
der Liberal International Day der Deutschen Gruppe 
der Liberal International (DGLI) und der Friedrich 
Naumann – Stiftung für Freiheit statt. Unter dem 
Thema „Quo vadis Europa?“ fanden sich über 150 
interessierte Besucher im Atrium der Deutschen 
Bank in Berlin ein. 
 

 
 
Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft fällt in eine 
Zeit drängender Probleme in der Europäischen 
Union. Der Fortgang des Verfassungsprozesses ist 
ungeklärt, eine entschiedene gemeinsame Außen-
politik ist gefragt, die Möglichkeiten des Binnen-
marktes werden nicht ausgeschöpft und im Innen- 
und Justizbereich erwarten die Bürger engagiertes 
gemeinsames Handeln.  
 
Die Ratspräsidentschaft fällt aber auch in die Zeit, in 
der die EU ihr 50jähriges Bestehen feiert. Grund 
genug, sich über den Zustand der Union Gedanken 
zu machen – „Quo vadis Europa?“ 

 
 
 
Ob die EU zum Wohlstand ihrer Bürger beiträgt und 
ob eine weitere Entwicklung nur durch ein Europa 
der verschiedenen Geschwindigkeiten möglich ist, 
sind Kernthemen der kommenden Jahre und Fra-
gen, denen der Liberal International Day auf den 
Grund gegangen ist.  
 
 

 
 
 
Im ersten Podium ging es um die Frage der sozialen 
Dimension. Auf eindrucksvolle Weise haben Klaus 
Uwe Benneter MdB, Mitglied des Geschäftsführen-
den Fraktionsvorstands der SPD-Bundestags-
fraktion, der ebenfalls eine sehr gute Einführung 
gab,  Holger Krahmer MdEP, Mitglied der ALDE-
Fraktion, sowie Alan Posener, Kommentarchef der 
Welt am Sonntag unter der Leitung von Markus 
Löning MdB kontrovers diskutiert. 
 

 
 
 
Nach einer kurzen Mittagspause ging es mit dem 
zweiten Podium weiter. Hier wurde unter der Lei-
tung von Markus Löning MdB eine EU der verschie-
denen Geschwindigkeiten und ihre Grenzen disku-
tiert. Auch hier war es gelungen, hochkarätige Teil-
nehmer für diese Plattform zu gewinnen: Ulla Kalb-
fleisch-Kottsieper, Vizepräsidentin der Europa Uni-
on, S.E. Mark J. L. Geleyn, Botschafter des König-
reichs Belgien und Dr. Irmgard Schwaetzer, Bun-
desministerin a.D. und Staatsministerin für Europa- 
und Kulturpolitik im Auswärtigen Amt 1987-1990, 
die zudem eine höchst spannende Einführung zu 
diesem Thema gab. (Text: Maria Kuhlmann, Fotos: 
René Brosius-Linke). 
 

+++ 
 
DGLI auf dem FDP-Bundesparteitag 
 
Die DGLI war auf dem 58. ordentlichen Bundespar-
teitag der FDP in Stuttgart im Mai 2007 mit einem 
eigenen Stand vertreten, um „Flagge“ zu zeigen. 
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(v.l.n.r.: Michael Link, Manfred Eisenbach, Patrick Mein-
hardt, Lilli Löbsack, Dirk Weissleder, Dr. Wolfgang Tischler 
und Kerstin Laabs). 
 

 
 
 
Am Rande des Bundesparteitages trafen DGLI- 
Präsident und Vizepräsidenten Graham Watson, 
Fraktionsvorsitzender der ALDE-Fraktion im Euro-
päischen Parlament (v.l.n.r: Dirk Weissleder, Patrick 
Meinhardt, Graham Watson, Dr. Wolfgang Tischler). 
 
 
Graham Watson sagte in seinem Grußwort in Stutt-
gart: „Der Liberalismus bietet eine europapolitische 
Alternative, weil unsere Antwort, die liberale Ant-
wort, die einzig glaubwürdige auf die Ansprüche 
einer sich ändernden Welt ist. Und deshalb stellt die 
liberale Familie in Europa 6 Regierungschefs, 10 
von 27 Kommissare und mit 103 Abgeordneten die 
größte liberale Fraktion in der Geschichte des Euro-
päischen Parlaments“ [elde 04/2007, S.11]. 
 
Ein besonderes inhaltliches Glanzlicht der DGLI 
wurde mit dem 2. Baden-Badener Dialog am 
02.12.2007 unter dem Thema „Freiheit, die wir 
meinen“ gesetzt. Anlass hierzu war das 60. jährige 
Bestehen der Deutschen Gruppe der LI, die am 
25.08.1947 in Hamburg gegründet worden war. Die 
Festrede hielt DGLI-Präsident Patrick Meinhardt, ein 
hervorragendes außenpolitisches Referat hielt 
Staatsminister a.D. Dr. Werner Hoyer MdB. Zur 
Veranstaltung siehe bitte auch den Zeitungsbericht 
in den Badischen Neuesten Nachrichten vom 
05.12.2007 auf Seite 8 dieser Ausgabe. 
 

 
 
(v.l.n.r: Die Teilnehmer auf dem Podium: Michael Link, 
Valdo Lehari, Patrick Meinhardt, Tom Hoyern, Michael 
Theurer). 
 

 
 
60 Jahre DGLI: v.l.n.r.: Dr. Wolfgang Tischler, Lilli Löb-
sack, Jochen Merkle, FNS-Leiter Regionalbüro Stuttgart, 
Dirk Weissleder, Dr. Werner Hoyer, Patrick Meinhardt, 
Manfred Eisenbach, Josef Benz, FDP Kreisvorsitzender 
von Baden-Baden. 
 
DGLI intern  
 
Das DGLI-Präsidium gratuliert 
 
 
Das Präsidium der DGLI ist hoch erfreut, mitteilen 
zu können, dass ihr Mitglied Frau Lilli Löbsack mit 
dem Bundesverdienstkreuz geehrt wurde. Frau 
Löbsack vertritt die DGLI überdies im Liberal Wo-
men´s Network des liberalen Weltverbandes. Wir 
sind stolz so hoch qualifiziert innerhalb der LI vertre-
ten zu sein! 
Bundesverdienstkreuz für Lilli Löbsack 
 
Die ehemalige langjährige Leiterin der Programm-
abteilung des Deutschen Entwicklungsdienstes, Lilli 
Löbsack, erhält (heute) den Verdienstorden der 
Bundesrepublik Deutschland am Bande. Der Orden 
honoriert ihr andauerndes und außergewöhnliches 
gesellschafts- und entwicklungspolitisches Enga-
gement. „ Es ist eine besondere Freude für uns, 
dass durch diese Auszeichnung die umfassenden 
Verdienste von Lilli Löbsack gewürdigt werden, 
insbesondere auch ihr jahrelanges Engagement für 
den Deutschen Entwicklungsdienst“, erklärt Dr. 
Jürgen Wilhelm, Geschäftsführer des Deutschen 
Entwicklungsdienstes. „Im Namen unserer Partner 
weltweit sind wir sehr dankbar für ihre hervorragen-
de Arbeit.“ 
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Bis Ende 2006 hat Lilli Löbsack als Leiterin der 
Programmabteilung und stellvertretende Geschäfts-
führerin die weltweite Arbeit des DED maßgeblich 
mit geprägt. Über den DED hinaus hat Lilli Löbsack 
in nationalen und internationalen Foren zu Entwick-
lungsarbeit, Demokratie und Menschenrechten 
wichtige strategische Weichenstellungen beein-
flusst. Dank ihrer juristischen und entwicklungspoli-
tischen Kompetenzen und ihres unermüdlichen 
Einsatzes für den Ausbau der Kooperationen zwi-
schen nationalen und internationalen Akteuren der 
Entwicklungsarbeit konnten erhebliche Synergieef-
fekte und mehr Kohärenz für die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit erzielt werden.  
 
Der persönliche Lebensweg führte die gelernte 
Staatsanwältin vor 13 Jahren von der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) 
zum DED. Nach ihrer Ausbildung zur Volljuristin in 
Heidelberg und Berlin arbeitete Lilli Löbsack zu-
nächst als Staatsanwältin beim Kriminalgericht 
Moabit, später als Pressesprecherin und Planungs-
referentin beim Senator für Justiz in Berlin. In der 
Folgezeit ließ sie sich vom Staatsdienst beurlauben 
und erarbeitete für die Friedrich-Naumann-Stiftung 
in der Zeit von 1981 bis 1984 eine Studie zu den 
Themen Verfassungsrecht, Menschenrechte und 
Verfassungswirklichkeit in Brasilien. Die Ergebnisse 
wurden 1985 unter dem Titel „Verfassung und All-
tag“ veröffentlicht. Von 1984 bis Ende 1988 war sie 
in Buenos Aires/Argentinien und Manila/Philippinen 
als Repräsentantin der Friedrich-Naumann-Stiftung 
tätig. Ende der 1980er Jahre kehrte Frau Löbsack 
nach Deutschland zurück und übernahm die Leitung 
der Regionalabteilung Lateinamerika-Ost in der 
Zentrale der GTZ in Eschborn, bevor sie zum DED 
wechselte. 
 
Frau Löbsack ist heute als Oberstaatsanwältin im 
Ruhestand. Sie hat zwei Kinder und sieben Enkel-
kinder und lebt mit einem bekannten Berliner Straf-
verteidiger zusammen [Quelle: http://www.ded.de]. 
 
 
Desweiteren gratuliert das DGLI-Präsidium seinem 
Vorstandsmitglied Walter Ludewig zu seinem 85. 
Geburtstag am 13.03.2008. 
 
 
 
 
 
Die DGLI trauert 
 
Im Berichtszeitraum seit der letzten Ausgabe des LI-
Kuriers hatte die DGLI den Verlust von z.T. sehr 
herausragenden Persönlichkeiten zu beklagen. 
Hierzu gehören: Herr Ulrich Heinrich, ehemaliger 
MdB, Frau Dr. Ella Borowski (siehe Nachruf über 
beide in elde 06/2007, S.26) sowie Frau Dr. Emmy 
Diemer-Nicolaus. 
 
 
Jahresplanung 2008 
 
Mit seiner Sitzung des Präsidiums am 05.01.2008 in 
Stuttgart begann das politische Jahr der DGLI (sie-
he dazu auch Termine), dessen wesentliche Glanz-
punkte der Liberal International Day sowie der Ba-

den-Badener Dialog sein werden. Aktuelle Mittei-
lungen entnehmen Sie bitte der frühzeitig übersand-
ten Einladungen. 
 
 
Internationaler Liberalismus 
 

 
 
Nach einer längeren Vakanz des Postens des Ge-
neralsekretärs konnte mit dem aus Mazedonien 
stammenden Emil Kirijas ein hervorragender Secre-
tary-General für das Hauptquartier des liberalen 
Weltverbandes Liberal International (LI) in London 
gefunden werden. 
 
Einen seiner ersten öffentlichen Auftritte im neuen 
Amt des LI-Generalsekretärs war die sog. Liberal 
Thinkers Conference unter dem Titel „The Future of 
Freedom“ aus Anlass des 60-jährigen Bestehens 
der Liberal International zusammen mit einem Fest-
akt am 17.11.2007 in Hamburg. 
 
Der nächste LI-Kongress findet vom 15.- 
17.05.2008 im nordirischen Belfast statt. 
 
 

 
 
Die Europäische Union wächst immer stärker zu-
sammen: Ab dem 01.01.2008 gehören Malta und 
Zypern zum Euroraum. Damit gilt in 15 der 27 Mit-
gliedstaaten der EU der Euro als gemeinsame Wäh-
rung. 
 
Seit dem 1. Januar 2008 hat Slowenien die europäi-
sche Ratspräsidentschaft inne, die am 01.07.2008 
auf Frankreich übergeht.  
 
Auf dem letzten großen Gipfel der EU im Dezember 
2007 einigten sich die Mitgliedsländer auf den sog. 
Reformvertrag von Lissabon: „Der Vertrag von Lis-
sabon soll die Gemeinschaft effizienter machen. 
Noch vor den Wahlen zum Europäischen Parlament 
2009 soll er in Kraft treten. Das Papier ersetzt die 
ursprünglich geplante Verfassung, die in Volksab-
stimmungen in Frankreich und den Niederlanden 
(Anmerkung: 2005) gescheitert war. Eine wichtige 
Änderung des Vertrages: ein auf zweieinhalb Jahre 
gewählter Präsident soll der EU Gesicht und Stim-
me geben und für mehr Kontinuität sorgen, Stär-
kung der gemeinsamen Außenpolitik, Verkleinerung 
der EU-Kommission ab 2014, Verkleinerung des 
Europäischen Parlaments von heute 785 auf 750 ab 
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2009, keine Vetomöglichkeiten bei Beschlüssen der 
EU-Staaten mehr, Grundrechtecharta soll mit Ver-
trag von Lissabon rechtsverbindlich werden, nicht 
bindend für Polen und Großbritannien“ [HAZ 
20.10.2007]. „Im Entstehen begriffen ist eine neue 
EU: mit einem Außenminister, der für alle sprechen 
darf, mit einem Repräsentanten, der mehr Macht 
hat denn je und mit effizienteren neuen Abstim-
mungsregeln, die auch von Polen nicht bis in alle 
Ewigkeit verschoben oder verwässert werden kön-
nen.“ [Holzgreve, Christian: Höchste Zeit, in: HAZ 
19.10.2007]. „Die vor fast sechs Jahren mit der 
Einberufung des Verfassungskonvents eingeleitete 
Reform der europäischen Institutionen ist nun end-
lich abgeschlossen. Wesentliche Bestimmungen 
des an zwei Volksabstimmungen gescheiterten 
Verfassungsvertrages sind in die neue Vereinba-
rung umgepflanzt worden“ [Bacia, Horst: Im zweiten 
Anlauf, in: FAZ 20.10.2007]. 
 
Am 13.12.2007 „wurde ein weiterer Vertrag zur 
Reform der EU beschlossen, mit dem die größer 
gewordene Union einigermaßen regierbar bleibt. 
Auf dem Weg von Laeken nach Lissabon ist klar-
geworden, was die EU – dem Selbstverständnis 
ihrer Mitglieder nach, die „Herren der Verträge“ sind 
– nicht (mehr) ist: ein unvollendeter Bundesstaat. 
„Vereinigte Staaten von Europa“ – diese Vorstellung 
aus den Gründerjahren entspricht den politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Realitäten des Jah-
res 2007 nicht mehr. Was in den vergangenen fünf-
zig Jahren entstanden ist, hat dennoch Hoffnungen 
erfüllt, an welche die Gründer der ehemaligen EWG 
noch nicht einmal zu denken wagten: eine bis an 
russische Grenzen geeinte Union, in der Frieden 
herrscht, in der es Reisefreiheit gibt und wo freier 
Handel zu mehr Wohlstand für alle geführt hat.“ 
[Nonnenmacher, Günther: Der europäische Weg, in: 
FAZ 14.12.2007]. „Die Welt hat sich so rasant ver-
ändert, dass Probleme längst nicht mehr allein  im 
nationalen Klein-Klein gelöst werden können: weder 
der Migrationsdruck aus Afrika und die Einwande-
rungspolitik, die Terrorabwehr und die Grenzsiche-
rung, die Energieversorgung und die Klimapolitik 
noch der Einsatz von Soldaten und eine gemeinsa-
me Verteidigungspolitik. Europa steht nicht nur im 
wirtschaftlichen Wettbewerb mit China, den USA 
oder Indien. Europa steht auch im Wettbewerb um 
ein Gesellschaftsmodell, gegen Diktaturen und 
globale Spieler, für die die freie Marktwirtschaft alles 
und das Wohl des einzelnen Bürgers nichts ist. Nur 
wenn sich die Europäer gemeinsam auf den Weg 
machen, werden sie ihren Wohlstand, ihre Freiheit, 
ihre Werte und ihre soziale Verantwortung verteidi-
gen können“ [Holzgreve, Christian: Höchste Zeit, in: 
HAZ 14.12.2007]. Der Vertrag von Lissabon tritt am 
01.01.2009 in Kraft. Damit wird auch die Überwa-
chung der Außengrenzen bedeutungsvoller. „Euro-
pas Zukunft liegt vor allem in der Freiheit seiner 
Bürger, die nicht geringer sein darf als die ordinärer 
Güter im europäischen Binnenmarkt“ [Holgreve, 
Christian: Europa – Die Festung, in: HAZ 
20.02.2008]. In diesem Zusammenhang ist zu er-
wähnen, dass seit dem 21.12.2007 zum Schenge-
ner Abkommen (benannt nach einem luxemburgi-
sches Weindorf) von 1985 mit dem Ziel der Ab-
schaffung regulärer Passkontrollen, nun auch acht 
osteuropäische Staaten und Malta gehören. Das 
Abkommen gilt nunmehr in 22 EU-Staaten bzw. für 

399 Mio. Bürger [HAZ 21.12.2007]. „Gewiss, die 
alten Grenzen haben schon seit dem EU-Beitritt der 
mittel- und osteuropäischen Staaten im Mai 2004 
erheblich an Bedeutung verloren. Doch erst jetzt, 
mit der Abschaffung regelmäßiger Kontrollen, gelten 
für die neuen Mitgliedsländer dieselben Rechte und 
Pflichten wie für die alten. In diesem Punkt kann die 
Erweiterung als abgeschlossen betrachtet werden“ 
[Bacia, Horst: Vertrauensvorschuss, in: FAZ 
21.12.2007]. 
 
 
Frankreich und Großbritannien 
 
Seit Mitte 2007 regiert in Großbritannien der neue 
Premierminister Gordon Brown als Nachfolger von 
Tony Blair an der Themse, mit Nicolas Sarkozy ist 
nicht nur ein neuer Präsident, sondern auch ein 
neuer Politikstil in den Elysée Palast eingezogen. 
Es bleibt abzuwarten, welchen Einfluss letzterer auf 
die französische Ratspräsidentschaft im zweiten 
Halbjahr 2008 haben wird. 
 
 
Wahlen in Polen 
 
Mit großer Erleichterung wurde die Abwahl von 
Jaroslaw Kaczynski als polnischem Ministerpräsi-
dent am 21.10.2007 zur Kenntnis genommen. „Die 
Polen haben sich entschieden. … Die Gesellschaft 
hat jenem Mann eine deutliche Absage erteilt, des-
sen ausgewiesener Politikstil es ist, Zwietracht zu 
säen. … Auf diese Weise hat er es in nur zwei Jah-
ren geschafft, das gesellschaftliche Klima zu vergif-
ten und das Land international in die Isolation zu 
treiben. Das Volk aber hat verstanden, dass Polen 
sich gesellschaftlich, politisch und wirtschaftlich nur 
im Miteinander nach vorn entwickeln kann … Polen 
wird aus der Schmollecke treten und in den Schoß 
der Europäischen Union zurückkehren, doch zum 
Schoßhündchen der Brüsseler Bürokraten wird das 
Land dennoch nicht werden. Der liberalkonservative 
Wahlsieger Donald Tusk hat bereits angekündigt, 
die Interessen Polens hart zu vertreten“ [Krohn, 
Knut: Erleichterung, in: HAZ 23.10.2007]. 
 
Der neue Ministerpräsident Donald Tusk begann am 
23.11.2007 seine lang erwartete Regierungserklä-
rung im Sejm mit den Worten „Die Polen wollen eine 
normale Regierung in einem normalen Land“ [HAZ 
24.11.2007]. „Er versprach eine radikale Abkehr von 
der polarisierenden Politik seines Vorgängers der 
Partei „Recht und Gerechtigkeit“ (PiS) seit dessen 
Machtübernahme im Sommer 2006. In der Außen-
politik kündigte er Konsenssuche und gutnachbar-
schaftliche Beziehungen vor allem mit Deutschland 
an. „Die Außenpolitik darf keine Geisel der Parteipo-
litik sein“, sagte Tusk, er kündigte rasche Einfüh-
rung des Euro an sowie Ratifizierung des EU-
Reformvertrages, allerdings ohne Grundrechtechar-
ta. Er nimmt damit Rücksicht auf die Ankündigung 
des nationalkonservativen Präsidenten Lech Ka-
cynski, der die Ratifikation des Reformvertrages 
verweigern will, wenn Polen die Charta übernimmt., 
bis Mitte November 2008 die rund 900  Abzug des 
polnischen Irakkontingents“ [FAZ 24.11.07]. „Wir 
wollen eine liberale Wirtschaftspolitik und eine soli-
darische Sozialpoltik“, versprach der überzeugte 
Liberale. [HAZ 24.11.2007] 
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Dänemark 
 
Bei den Parlamentswahlen Mitte November 2007 in 
Dänemark wurde der liberale Ministerpräsident 
Anders Fogh Rasmussen in seinem Amt bestätigt. 
„Zum dritten Mal in Folge hat der dänische Minister-
präsident die Sozialdemokraten in Folketing-Wahlen 
geschlagen“ Rasmussen ist seit 1998 – als Nach-
folger von Uffe Ellemann-Jensen – Vorsitzender der 
rechtsliberalen Venstre [FAZ 15.11.2007]. 
 
Russland 
 
Sowohl die Wahlen zur Russischen Staatsduma im 
Dezember 2007 sowie die Wahl von Dimitrij Med-
wedjew im März 2008 zum neuen Präsidenten ha-
ben zur Stabilisierung des Systems Putin geführt. 
Die Partei von Präsident Putin „Einiges Russland“ 
verfügt in der Staatsduma mit 315 der 450 Sitze 
über eine satte Mehrheit. Dass es sich bei dem 
Urnengang um freie Wahlen handelte wird allent-
halben bestritten: „Die Herrschenden im Kreml 
sorgten schon vorher dafür, dass die Wähler gar 
keine andere Wahl hatten, als an die Urnen das von 
ihnen erwartete Wunschergebnis abzuliefern. Die 
Propaganda in den staatlich kontrollierten Medien, 
grobschlächtige administrative Behinderungen und 
schamlose Einschüchterungsversuche verwehrten 
der ohnehin chancenlosen Opposition sogar jede 
Aussicht auf einen kleinen zahlenmäßigen Ach-
tungserfolg. … Putin ist gewiss nicht unpopulär. 
Russland präsentiert sich der Welt stabiler, reicher 
und selbstbewusster als zu Beginn seiner Amtszeit. 
Dass die Machthaber es trotzdem nicht gewagt 
haben, sich auf halbwegs freie und faire Wahlen 
einzulassen, ist ein bedenkliches Zeichen der 
Schwäche. Mit Demokratie im westlichen Sinne hat 
das Regime Putin nichts zu tun; es setzt sich sogar 
bewusst davon ab. Was wir sehen und künftig noch 
deutlicher sehen werden ist – um das Wort eines 
Putin-Freundes und früheren Bundeskanzlers auf-
zugreifen – die „lupenreine“ Diktatur des Putinis-
mus“ [Bacia, Horst: Lupenrein, in: FAZ 03.12.2007]. 
Mit dem Vorschlag Dmitrij Medwedjew, einem enger 
Gefolgsmann Putins als seinem Nachfolger, sorgt 
Putin für Kontinuität seiner Politik: „Putins Wort hat 
Gewicht. Seine Popularität ist nicht allein mit der 
Manipulation der russischen Medien zu erklären; die 
meisten Wähler wollen auf jeden Fall einen starken 
Mann an der Spitze Russlands sehen. Da sich jetzt 
die irritierende Aussicht auf eine Doppelspitze ab-
zeichnet, will Putin sich einschalten und die Aufre-
gungen dämpfen. Putins Kalkül: Russlands Wähler 
werden weniger für Medwedjew als Präsident als 
vielmehr für den Machterhalt Putins stimmen – und 
sei es im Amt des Premiers“ [Hassel, Florian: Putins 
Tandem, in: HAZ 18.12.2007]. „Russland hat sich in 
acht Jahren unter der Präsidentschaft Wladimir 
Putins zu einem Zentralstaat gewandelt, in dem so 
gut wie jede Entscheidung zumindest von einem 
vermeintlich höheren Willen abgeleitet wird. Es ist 
nicht die schlichte Wiederkehr der Sowjetunion, 
vielmehr ist ein neuartiges, autoritäres Riesenreich 
entstanden mit einem verwirrenden Mix an Eigen-
schaften: Das neue Russland legt erstaunlich gute 
Wirtschaftsdaten vor. Es ist innenpolitisch relativ 
gefestigt. Und es sieht den Westen nicht mehr als 
Bedrohung wie zu Zeiten der KPdSU und auch nicht 

als Vorbild wie zu Zeiten Boris Jelzins, sondern als 
Mitbewerber, als Konkurrenten im Ringen um Macht 
auf dem Globus“ [Koch, Stefan: Was tut der Neue?“ 
[HAZ 01.03.2008]. 
 
Belgien 
 
In Belgien geht mit dem vereinbarten Rücktritt von 
Guy Verhofstadt kurz vor Ostern 2008 eine liberale 
Ära zu Ende. Am 10.06.2007 war ein neues Parla-
ment gewählt werden, nach über 200 Tagen war 
immer noch keine Regierung gebildet worden. In 
dieser Situation bat der belgische König den seit 
1999 amtierende liberale (flämischen) Ministerprä-
sident Guy Verhofstadt Anfang Dezember 2007 eine 
Minderheitsregierung zu übernehmen, um den Zer-
fall Belgiens abzuwenden. „Die drohende Unregier-
barkeit Belgiens dürfte mit dieser Zwischenlösung 
vorerst beseitigt sein. Die Irritationen und Konfronta-
tionen zwischen niederländischsprachigen Flamen 
und frankophonen Wallonen, die sich in den ver-
gangenen Wochen und Monaten während der im-
mer wieder gescheiterten Koalitionsverhandlungen 
fast schon zu einer Staatskrise hochgeschaukelt 
hatten, könnten eine Weile lang abkühlen. Eine 
Garantie dafür aber will … in Belgien niemand ab-
geben“ [HAZ 20.12.2007]. Heute nun, knapp drei-
einhalb Monate später, wird Verhofstadt von einem 
christdemokratischen Politiker beerbt. Anlass ge-
nug, sowohl auf das Erbe Verhofstadts zu blicken 
und sich zugleich ein Bild über die aktuelle Situation 
in Belgien zu machen. 
 
Zunächst fällt auf, dass etwa 60 Prozent der belgi-
schen Bevölkerung niederländischsprachige Flamen 
sind [FAZ 08.11.2007]. „Erschwerend wirkt, dass es 
in Belgien, anders als in der ebenfalls mehrsprachi-
gen Schweiz, keine landesweiten Parteien gibt. … 
Brüssel (selbst) ist eine zweisprachige Insel in Flan-
dern. … Der 1970 begonnene Umbau Belgiens vom 
Zentral- zum Bundesstaat ist durchaus eine Er-
folgsgeschichte. Er hat die wirtschaftliche und kultu-
relle Emanzipation von Flamen und Wallonen beflü-
gelt. Er hat einer verheerenden Mentalität ein Ende 
gesetzt, bei der milliardenschwere Investitionen in 
einem Landesteil entsprechende „Kompensationen“ 
im anderen Landesteil nach sich ziehen mussten – 
unabhängig davon, ob dies sinnvoll war oder nicht. 
Belgien zeigt aber auch, dass ein Föderalismus zu 
zweit ungleich schwieriger ist als in Deutschland mit 
seinen 16 Bundesländern“ [Stabenow, Michael: 
Verhofstadts Vermächtnis, in: FAZ 27.02.2008]. 
„(Die aktuellen wirtschaftlichen Probleme Belgiens) 
bestehen aus der nach wie vor hohen Staatsschuld 
von rund 300 Mrd. Euro. Sie bestehen aus den 
leeren Pensionskassen. Sie bestehen aus dem 
Monopol, das der Stromriese Electrabel in der E-
nergieversorgung des Landes noch immer hält. Sie 
bestehen darin, dass der reiche Norden Belgiens, 
nämlich Flandern, den armen Süden, die Wallonie, 
mit riesigen Transferzahlungen alimentieren muss. 
Die Flamen zahlen ihren Landsleuten in Wallonien – 
pro Kopf der Bevölkerung gerechnet – inzwischen 
mehr Subventionen als die West- den Ostdeutschen 
nach der Wiedervereinigung Deutschlands überwie-
sen haben“ [Hetzel, Helmut: Vertrauen schaffen, in: 
HAZ/ 27.12.2007]. 
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Guy Verhofstadt nimmt nach dem Ausscheiden als 
belgischer Regierungsschef ein Sabbatjahr. „Er 
wolle durch Europa reisen und ein Buch schreiben. 
Sein Mandat im belgischen Senat will der 54-
Jährige dafür niederlegen. Danach könnte der über-
zeugte Europäer Verhofstadt im kommenden Jahr 
als Spitzenkandidat seiner Partei zur Europawahl 
antreten“ [HAZ 07.03.2008]. 
 
Internationale Politik 
 
Die USA stehen vor den Präsidentenwahlen am 
04.11.2008. „Es ist 80 Jahre her, dass das Rennen 
so offen war wie diesmal. Offenheit muss man dabei 
sowohl personell als auch programmatisch verste-
hen: Amerika könnte am Ende der turbulenten Jah-
re unter Bush nach links rücken, das wäre durchaus 
plausibel. Statt eines Linksrucks könnte aber auch 
eine neue politische Mitte entstehen, ohne die ideo-
logischen Schlachten der Vergangenheit fortzuset-
zen. Amerika könnte mit Hillary Clinton erstmals 
eine Frau ins Präsidentenamt wählen oder mit Ba-
rack Obama den ersten Schwarzen …“ [HAZ 
03.01.2008]. „Wer am 20. Januar 2009 den Amtseid 
ablegt – so lange müssen die Gegner Bushs sich 
noch gedulden -, der erlebt also erst einmal eine 
schöne Bescherung. Nicht nur das: Er (oder sie) 
betritt die Bühne der Welt, deren Koordinaten, Be-
dingungen und Grundlagen sich völlig verändert 
haben, deren Konfliktintensität zugenommen hat 
und in der die Vereinigten Staaten nicht mehr in 
jedem Fall das Maß aller Dinge sind. Dieser Pro-
zess der Relativierung amerikanischer Macht hatte 
schon vor Bush dem Jüngeren begonnen, unter ihm 
hat er sich ungeachtet imperialer Phantasien und 
trotz überlegener Militärmacht beschleunigt. Und 
was für Amerika gilt, das trifft für den alten Westen 
insgesamt zu: Seine Bedeutung nimmt, relativ ge-
sehen, ab.“ [Frankenberger, Klaus-Dieter: Schwieri-
ges Erbe, in: FAZ 31.05.07]. 
 
Pakistan 
 
Am 27.12.2007 wurde die pakistanische Oppositi-
onsführerin und ehemalige Ministerpräsidentin Be-
nazir Bhutto bei einem Mordanschlag getötet. „Die 
Welt muss erkennen, was in Pakistan auf dem Spiel 
steht: Al Quida und Taliban-Sympathisanten in 
großer Zahl und in Schlüsselpositionen, religiöser 
Fanatismus, ethnischer Nationalismus – viel Be-
drohliches kommt da zusammen. 
Und es gibt die Atombombe. Da kann man nur 
hoffen, dass sie sicher unter Kontrolle ist. Wer im-
mer Pakistan glaubhaft auf den Weg der Mäßigung 
führt und sich der Auseinandersetzung mit den 
Islamisten stellt, verdient unterstützt zu werden. 
Denn der Kampf geht die ganze Welt an“ [Franken-
berger, Klaus-Dieter: Feinde, in: FAZ 29.12.2007]. 
 
 

Literaturtipp 
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te, Frankfurt am Main 2007, 238 S., 24,90 €. 
 
 
Liberale Termine 2008 
 
02.05.2008 
 
Das Präsidium der DGLI trifft sich zu einer Präsidi-
umssitzung in Berlin. 
 
03.05.2008 
 
In Berlin findet der 3. Liberal International Day im 
Atrium der Deutschen Bank statt. 
 
15.-17.05.2008 
 
Im nordirischen Belfast trifft sich die liberale Welt-
familie zum LI-Kongress. 
 
19.05.2008 
 
In Bonn feiert die Friedrich-Naumann-Stiftung ihr 
50-jähriges Bestehen. 
 
31.05./01.06.2008 
 
In München finden sich die Liberalen zum 59. or-
dentlichen Bundesparteitag der FDP zusammen. 
 
Ende Juni/Anfang Juli 2008 
 
3. Baden-Badener Dialog 
 
01. Advent 2008 
 
4. Baden-Badener Dialog 
 
Zitat zum Schluss 
 
„Ich sage Ihnen voraus: Wenn die freie Gesellschaft 
in diesem Land erhalten bleibt, dann wird die Lö-
sung ihrer Probleme ungefähr in der Richtung unse-
rer Thesen erfolgen. Und dann werden sich eines 
Tages große politische Parteien rühmen, diese 
Politik betrieben zu haben. Und unser Urheberrecht 
wird vergessen sein, weil wir bereits an neuen Prob-
lemlösungen arbeiten. Das ist das Risiko, aber auch 
die Chance einer vorwärtsdenkenden Partei." Karl- 
Hermann Flach in seiner Einbringungsrede auf dem 
Bundesparteitag zu den Freiburger Thesen 1971. 
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